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Das Konzept Advance Care Planning (ACP), 
zu Deutsch Behandlung im Voraus  
Planen (BVP), fokussiert auf drei 
Behandlungsszenarien und der im 
Beratungsprozess vorausgehenden 
Erarbeitung und Dokumentation der 
Werte, Präferenzen und Ziele der 
vorausplanenden Person. Im konkreten 
Fallbeispiel kann die bevollmächtigte 
Tochter aufgrund der zuvor erarbeiteten 
ACP-Dokumentationsbögen den Willen 
ihrer nicht mehr einwilligungsfähigen 
Mutter in der akuten Situation klar 
nachvollziehen und eine begründete 
Therapieentscheidung treffen.

von Thomas Otten und Stefan Meier

D
ie 79-jährige Frau A., Bewohnerin 
eines Kölner Seniorenheims, wird 
gegen 19:45 Uhr von ihrer Pflegerin 
deutlich bewusstseinsgemindert 

in ihrem Sessel sitzend aufgefunden. Auf 
Ansprache reagiert sie lediglich mit einem 
angedeuteten Öffnen der Augen und Laut-
äußerungen. Die umgehend erhobenen 
Vitalwerte zeigen eine normfrequente, un-
beeinträchtigte Atmung und einen norm-
frequenten, aber unregelmäßigen Puls bei 
deutlich hypertonen Blutdruckwerten.

Während die Pflegekraft bei der Bewoh-
nerin bleibt, informiert ein Kollege den 
Rettungsdienst und holt die Pflegedoku
mentation samt Vorsorgeinstrumenten der 
Bewohnerin. Der Notfallbogen Ärztliche 
Anordnung für den Notfall zeigt, dass 
Frau A. in einer akuten Notfallsituation eine 
Wiederbelebung (CPR) ausschließen würde. 
Ansonsten wünscht sie sich aber, maximal 
therapiert zu werden (siehe QR-Code „Ärzt­
liche Anordnung für den Notfall“). Die von 
Frau A. bevollmächtigte Tochter kann bis 
zum Eintreffen des Notarztes telefonisch 
nicht erreicht werden.

Die von der Notärztin vorgenommene 
Untersuchung zeigt neben einer weiterbe-
stehenden Vigilanzstörung und Bluthoch-
druck eine fehlende Motorik der rechten 
Körperhälfte. Als wesentliche Vorerkran-
kungen sind eine chronische Herzinsuffi
zienz (NYHA III) auf dem Boden einer fort-
geschrittenen Koronaren Herzerkrankung 
mit höhergradig reduzierter linksventriku-
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Advance Care Planning: Ein Fallbeispiel

lärer Pumpfunktionsstörung, ein perma-
nentes Vorhofflimmern und eine arterielle 
Hypertonie dokumentiert. Klinisch war die 
Patientin auf Stationsebene mobil und hat 
sich – mit pflegerischer Hilfe – auch noch 
selbst versorgt. 

Mit Verdacht auf Apoplex veranlasst die 
Ärztin die stationäre Einweisung in das 
nächstgelegene Krankenhaus mit neuro
logischer Klinik. Die in der Bewohnerakte 
für diesen Fall vorgehaltene Kopie der 
BVP-Patientenverfügung (PV) wird ins Kran-
kenhaus mitgegeben. Die in der Klinik um-
gehend durchgeführte Computertomogra-
phie zeigt eine supratentorielle intrazere
brale Blutung links.

Die Tochter der Patientin trifft kurz nach 
Durchführung des CT in der Klinik ein. Der 
diensthabende Arzt informiert sie unmittel-
bar über die Situation. Er erklärt, dass eine 

operative Ausräumung in Anbetracht der 
Blutungslokalisation nicht indiziert ist. Frau 
A. bedürfe jedoch einer intensivmedizini-
schen Überwachung. Angesichts der sich 
seit Aufnahme verschlechternden Vigilanz 
stelle sich zudem die Frage der Intubation.

Einwilligungsunfähigkeit  
unklarer Dauer

Die Tochter fragt den Arzt nach der sich 
aus diesem Befund ergebenden Prognose. 
In diesem Rahmen informiert sie ihn auch 
über die stattgehabte ausführliche Aus
einandersetzung ihrer Mutter mit mög
licherweise einmal auf sie zukommenden 
Behandlungssituationen. In den ACP-Vor-
ausplanungsgesprächen sei das Thema 
Krankenhausbehandlung bei Einwilli-
gungsunfähigkeit unklarer Dauer unter 

Darf eine medizinische Behandlung dazu beitragen, 
Ihr Leben in einer Krise zu verlängern? Welche Belas-
tungen und Risiken wären Sie bereit, dafür in Kauf zu 
nehmen?
Welche Sorgen oder Ängste bewegen Sie, wenn Sie an  
künftige medizinische Behandlungen denken? Warum 
ist das bei Ihnen so?

Medizinische Behandlung darf mein Leben dann 
verlängern, wenn die Wahrscheinlichkeit hoch ist, 
dass ich mich danach wieder selbständig (auch 
mit Hilfsmitteln) bewegen kann und differenziert 
und klar unterhalten kann. Dafür würde ich auch 
eine gewisse Zeit eine anstrengende Kranken­
hausbehandlung und Rehabilitation in Kauf 
nehmen. Angst habe ich vor einer Behandlung 
ohne wirkliche Perspektive. Kommunikation 
und Austausch mit meinen Lieben sind mir sehr 
wichtig.

QR-Code zur Ansicht der Beispiel-Dokumentationsbogen

für:

K	 Einstellungen zu Leben, schwerer Krankheit und Sterben
K	 Ärztliche Anordnung für den Notfall
K	 Einwilligungsunfähigkeit unklarer Dauer 
K	 Dauerhafte Einwilligungsunfähigkeit

Hinweis: Alle persönlichen Merkmale im Text und in der Beispiel-Dokumentation sind so verändert, 
dass sie keiner bestimmten Person mehr zugeordnet werden können.
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versiblen Hirnschädigung, hatte Frau A. 
Entscheidungen über gegebenenfalls erfor-
derlich werdende Behandlungsschritte be-
wusst in die Hände ihrer bevollmächtigten 
Tochter gelegt (siehe QR-Code „Dauerhafte 
Einwilligungsunfähigkeit“). Der Maßstab für 
diese Entscheidungen sollten wiederum die 
von Frau A. unter dem Abschnitt „Einstel-
lungen“ des ACP-Dokuments gemachten 
Aussagen sein. Dort hatte sie erklärt, eine 
lebensverlängernde Behandlung solle bei 
Eintritt des Verlustes ihrer kognitiven Fähig-
keiten und ihres Vermögens, differenziert 
und klar zu kommunizieren, unterbleiben. 
An dieser Stelle des Vorausplanungsge-
spräch wurde jedoch erarbeitet, dass in 
diesem Fall das Therapieziel „Lebensver
längerung“ so lange beibehalten werden 
soll, wie Frau A. nach Einschätzung der 
Tochter „überwiegend Freude am Leben“ 
empfindet. Bei gleichzeitigem Vorliegen 
einer dauerhaften Bettlägerigkeit sollte die-
se Sonderregelung jedoch nicht angewendet 
werden. Außerdem schloss Frau A. für diese 
Situation über den ohnehin geltenden Aus-
schluss einer kardiopulmonalen Reanima
tion auch noch folgende Therapiemaßnah
men aus: invasive Beatmung, Intensiv- 
station, Dialyse, PEG-Sonden-Anlage. 
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hatte Frau A. im Rahmen der gesundheit
lichen Vorausplanung den Raum, sich auf 
dem Hintergrund ihrer Biografie und ihrer 
Werte frühzeitig mit möglicherweise einmal 
auf sie zukommenden Behandlungssitua-
tionen auseinanderzusetzen. Sie konnte 
sich klar darüber werden, welche Qualitä-
ten ihr Leben für sie erhaltenswert machen, 
in welchem Ausmaß es für sie von Bedeu-
tung ist, noch lange weiterzuleben, unter 
welchen Umständen und in welchem Um-
fang medizinische Behandlungen auf Le-
bensverlängerung ausgerichtet sein sollten, 
und welche Belastungen und Risiken sie 
dafür in Kauf zu nehmen bereit wäre. Und 
schließlich konnte sie erkennen, ab wann 
für sie die Grenze erreicht wäre, ab der sie 
für sich eine palliative Therapie-Ausrichtung 
wünscht. Alle später in der Patientenver
fügung getroffenen Festlegungen erklären 
sich aus dieser grundlegenden Reflexion 
und zeigen, dass die Vorausplanung auf 
dem Niveau einer Informierten Einwilligung 
erfolgt ist. Dass die Tochter als Bevollmäch-
tigte intensiv in diesen Prozess involviert 
war, hat ihr ermöglicht, ihrem Auftrag, dem 
Willen der vertretenen Person „Ausdruck 
und Geltung zu verschaffen“ (vgl. § 1901a 
BGB), wirksam nachkommen zu können. 

Dauerhafte  
Einwilligungsunfähigkeit

Auch wenn aufgrund der Situation und 
der getroffenen Entscheidungen der in den 
Vorausplanungsgesprächen erarbeitete 
und dokumentierte Abschnitt Dauerhafte 
Einwilligungsunfähigkeit bei Frau A. 
nicht relevant wurde, soll dieser Gesprächs- 
und Dokumentationsteil hier zur Verdeut-
lichung noch kurz erläutert werden.

Für den Fall des Eintretens einer Situation 
mit Dauerhafter Einwilligungsunfähigkeit, 
zum Beispiel einer Demenz oder einer irre-

anderem am Beispiel eines Schlaganfalls 
ausführlich besprochen worden. Im Rah-
men dieses Prozesses sei ihre Mutter sich 
darüber klar geworden, dass sie eine blei-
bende schwere Pflegebedürftigkeit für sich 
nicht wolle. Selbst für den Fall, dass dieser 
Outcome lediglich mit geringer Eintritts-
wahrscheinlichkeit absehbar wäre, lehne 
sie eine lebensverlängernde Therapie ab 
(siehe QR-Code „Einwilligungsunfähigkeit 
unklarer Dauer“). Die Vorstellung zu ster-
ben besaß für Frau A. – auch wegen ihres 
von ihr als erfüllt empfundenen Lebens 
und ihrer bereits jetzt gegebenen Ein-
schränkungen – keinen Schrecken.

Die Tochter war im Rahmen der ACP-
Gesprächsbegleitung in die Auseinander-
setzung der Patientin mit diesen Fragen eng 
eingebunden. In Anbetracht der in diesem 
Gesprächsprozess deutlich gewordenen 
Einstellungen der Patientin und der vom 
Arzt ausgesprochenen Prognose mit einer 
hohen Wahrscheinlichkeit für bleibende 
Defizite mit konsekutiver Pflegebedürftig-
keit sprach sich die Tochter für ein palliativ 
ausgerichtetes Therapiekonzept aus. Bei 
dem für das Behandlungsteam aufgrund 
der vorliegenden Vorsorgedokumente und 
der Aussagen der Tochter klar erkennbaren 
Patientenwillen wurde auf eine weitere in-
tensivmedizinische Therapie verzichtet. 
Frau A. wurde daraufhin auf die neurologi-
sche Normalstation des Hauses verlegt. 

Nachdem die Tochter am nächsten Mor-
gen durch das Pflegeheim die Bestätigung 
erhielt, dass die weitere Versorgung der 
Mutter dort in dem ihr vertrauten Zimmer 
möglich sei, wurde Frau A. noch am glei-
chen Tag zurück in die Senioreneinrichtung 
verlegt. Pflege und Behandlung wurden vor 
Ort durch den Dienst der örtlichen Spezia-
lisierten ambulanten Palliativversorgung 
unterstützt. Nach einer auch intensiven 
familiären Begleitung starb Frau A. drei 
Tage später im Seniorenheim.

Einstellungen zu Leben, schwerer 
Krankheit und Sterben

Die Entscheidungsklarheit der bevoll-
mächtigten Tochter von Frau A. wirft ein 
Licht auf den Vorausplanungs- und Doku-
mentationsabschnitt Einstellungen zu 
Leben, schwerer Krankheit und Sterben 
(siehe Abbildung Seite 22). Es wird deutlich, 
wie grundlegend wichtig dieser Teil der 
BVP-Gesprächsbegleitung im ACP-Ansatz 
ist. Mit Unterstützung der Beraterin und im 
Dialog mit den ihr bedeutsamen Menschen 

Praxis

Das Konzept Advance Care Planning (ACP) 
nimmt drei Szenarien in den Blick: die 
akute Notfallsituation, die Einwilligungs­
unfähigkeit unklarer Dauer und die  
dauerhafte Einwilligungsunfähigkeit.  
Zuvor erfolgt eine grundlegende Aus­
einandersetzung der vorausplanenden 
Person mit ihren Werten, Präferenzen 
und Zielen. Regionale Ansprechpartner 

für das Konzept ACP/BVP in Nordrhein 
können Sie über die Deutsche interpro­
fessionelle Vereinigung Behandlung im 
Voraus Planen (DiV-BVP) erfragen unter 
069 / 34 87 20 55 oder per E-Mail an 
info@div-bvp.de. 
Links:
https://www.div-bvp.de/
https://www.acp-i.org/

Kontakt und weiterführende Informationen


